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Aachen, 20. Februar 2024

Ratsantrag
Keine Bezahlkarte für Geflüchtete

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,

der Rat der Stadt Aachen möge folgenden Beschluss fassen:

Die Stadt Aachen wird keine Bezahlkarte für Geflüchtete einführen
und die bisherige Form der Auszahlung von Asylbewerberleistungen
beibehalten.

Begründung

Eine Bezahlkarte für Geflüchtete verletzt das grundlegende Recht eines
Menschen auf Selbstbestimmung. Sie wirkt diskriminierend und kann für die
Betroffenen zu demütigenden Erfahrungen führen. Darüber hinaus verletzt ein
Bargeldentzug die Menschenwürde. Unsere Fraktion verweist in diesem
Zusammenhang auch auf die Stellungnahme von PRO ASYL vom 02.02.2024.

Mit freundlichen Grüßen

Leo Deumens Nadine van der Meulen

Anlage: Auszug aus der Stellungnahme von PRO ASYL vom 02.02.2024
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Was bedeutet die Karte für die Betroffenen?

Die nun beschlossenen angeblichen Standards der Bezahlkarte sind keine Standards,
sondern lediglich der kleinste gemeinsame Nenner, auf den sich die Bundesländer
einigen konnten. Auf dieser Grundlage können die einzelnen Länder die Karte mit
technischen Nutzungseinschränkungen versehen, müssen dies aber nicht.

Klar ist: Je mehr Beschränkungen auf der Bezahlkarte sind, desto drastischer greifen
die staatlichen Maßnahmen in das Alltagsleben und die persönliche Freiheit der
Betroffenen ein. Bei der Verhinderung von Überweisungen scheinen sich die Länder
bereits auf die restriktivste Linie festgelegt zu haben. Fraglich ist noch, wie es um den
Datenschutz der Karte und insbesondere um den Schutz vor Missbrauch der Daten
und der Zugriffsmöglichkeiten durch die Behörden aussehen wird.

Drei der größten Probleme sind folgende:

Keine Überweisungen: Die Bezahlkarte ist nicht mit einem Bankkonto verknüpft,
eine Überweisungsmöglichkeit soll explizit ausgeschlossen sein. Überweisungen sind
heutzutage aber unentbehrlich – etwa für einen Handyvertrag, für den Abschluss einer
Haftpflichtversicherung oder manche kleine Einkäufe im Internet. Geflüchtete müssen
insbesondere die Raten für ihre dringend benötigten Rechtsbeistände per
Überweisung bezahlen können. Nicht alle Anwält*innen verfügen über ein
Debitkartenterminal. Und dass die Geflüchteten jeden Monat zur Abbuchung oder zur
Barzahlung zu ihrem Rechtsbeistand reisen, ist aufwendig und kostet wiederum Geld.
Ohne Überweisungsmöglichkeit werden Geflüchtete aus einem wichtigen Bereich des
Lebens ausgegrenzt und ihrer Selbständigkeit beraubt.

Beschränkung von Bargeld: Die Länder haben sich nicht einmal auf einen
relevanten Mindestbetrag verständigt, der von den Betroffenen in bar abgehoben
werden kann. Wer in Deutschland ohne Bargeld lebt und nur wenige Dinge in
bestimmten Läden kaufen kann, verliert an Selbstbestimmung und macht
demütigende Erfahrungen, etwa wenn der Euro für die öffentliche Toilette oder der
Beitrag für die Klassenkasse fehlt. Beim Gemeindefest oder in der Schulcaféteria kann
man mit der Bezahlkarte nichts kaufen.

Im Sozialrecht ist anerkannt, dass Menschen selbstständig wirtschaften und selbst
entscheiden sollen, welchen Teil ihres Geldes sie wofür ausgeben. Eine Beschränkung
des Bargeldbetrags schränkt die Verfügungsgewalt der Menschen über die
selbstständige Gestaltung ihres Lebens ein. Letztlich greift ein Bargeldentzug in
Verbindung mit einer beschränkten Zahlmöglichkeit der Geldkarte die Menschenwürde
der Betroffenen an.

Regionale Beschränkung: Die Bezahlkarte kann so eingestellt werden, dass sie
nur innerhalb eines bestimmten Postleitzahlenbereichs funktioniert. Die regionale
Einschränkung der Karte stellt offenkundig den Versuch dar, die Freizügigkeit der
Betroffenen durch die Hintertür zu beschränken: Wer Verwandte oder Freund*innen
besucht oder einen weiter entfernten Facharzt oder eine Beratungsstelle aufsuchen
möchte, kann in ernste Schwierigkeiten geraten, wenn er*sie nicht einmal eine Flasche
Wasser kaufen kann.

Vollständige Stellungnahme unter https://www.proasyl.de/news/bezahlkarte-
ohne-standards-laender-vereinbaren-diskriminierungskonzept/
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